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Populistische Verwaltungspolitik. 
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Zusammenfassung  
Mit Blick auf die Bürokratie als zentrales Instru-
ment staatlicher Herrschaftsausübung entwickelt
dieser Beitrag einen Analyserahmen, der populisti-
sche Verwaltungspolitik als Transformation der öf-
fentlichen Verwaltung erfassbar macht. Die analy-
tische Leistungsfähigkeit dieses Ansatzes sowie
dessen empirische Relevanz werden an vier Bei-
spielen populistischer Verwaltungspolitik illus-
triert: Viktor Orbán in Ungarn, Alberto Fujimori in
Peru, Christoph Blocher in der Schweiz und Do-
nald Trump in den USA. Der Beitrag verdeutlicht,
welche Gefahren für liberaldemokratische Systeme
von populistischen Regierungen ausgehen. Denn
der Grad der Verwirklichung populistischer Ver-
waltungspolitik bestimmt letztendlich die Durch-
setzungschancen einer auf radikale Veränderung
abzielenden politischen Ideologie. 
 
Schlagworte: Populismus, Bürokratie, öffentliche
Verwaltung, demokratische Regression 

 Abstract  
Populist Public Administration Policy. How Popu-
lists in Government Transform State Bureaucracies 
Against the background of bureaucracies being 
central instruments of state power, this article de-
velops a framework to capture populist policies to
transform public administration. The analytical
value and empirical relevance of this framework is
illustrated by four examples of populist public ad-
ministration policies: Viktor Orbán (Hungary), Al-
berto Fujimori (Peru), Christoph Blocher (Switzer-
land) and Donald Trump (United States). The arti-
cle further underlines the threat populist govern-
ments pose to liberal-democratic systems, for the 
realization of populist public administration poli-
cies raises the chances of a radical ideology being
implemented. 
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1 Einleitung 

Die größten Risiken für liberale Demokratien bestehen derzeit weniger in fremdstaatli-
cher Unterminierung, Bevölkerungsaufständen oder militärischen Staatsstreichen, son-
dern im Abbau demokratischer Errungenschaften durch gewählte, aber autoritäre Re-
gierungen. Eine solche Regression, die als demokratische Rückwärtsbewegung, de-
mocratic backsliding (Bermeo, 2016), aufgefasst werden kann, ist mit der Wahl von 
Politikerinnen und Politikern verbunden, die sich kategorisch von etablierten Eliten 
distanzieren, simple Lösungen für komplexe Probleme propagieren und vorgeben, als 
einzige für „das Volk“ sprechen zu können.  
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Dieser jüngsten Welle des Populismus wurde bereits viel Aufmerksamkeit gewid-
met. Der Mangel der gegenwärtigen Debatte – darin ist Philip Manow (2018, S. 9) zu-
zustimmen – besteht allerdings darin, dass Populismus zu oft lediglich als ein beson-
ders antagonistischer Politikmodus verstanden wird, der auf Ressentiments, morali-
schem Alleinvertretungsanspruch und inszenierter Konfrontation als Machteroberungs-
strategien fußt. Diese Kritik impliziert, dass es an der Zeit ist, genauer hinzuschauen, 
wie Populistinnen und Populisten nach der Übernahme von Regierungsverantwortung 
tatsächlich handeln. Hier setzt dieser Beitrag an. Der Fokus soll dabei auf der staatli-
chen Bürokratie als dem zentralen Regierungsinstrument liegen. Denn nach wie vor 
gilt das Diktum von Max Weber (1921, S. 126), wonach Herrschaft im Alltag primär 
Verwaltung ist. Demnach bedarf es einer verwaltungswissenschaftlichen Perspektive 
auf populistische Regierungspraktiken, die deren administrative Instrumentengestal-
tung und Reformstrategien in den Mittelpunkt rückt.  

Dass eine verwaltungswissenschaftliche Perspektive für die vergleichende Popu-
lismusanalyse fruchtbar gemacht werden kann, legt schon die Logik populistischer 
Machteroberung nahe. Wenn nämlich Rekurse auf das „ehrenhafte Volk“ und eine 
„verräterische Elite“ nicht bloße Wahlkampfrhetorik sind, werden populistische Regie-
rungen nicht nur versuchen, bestimmte materielle Politiken zu verwirklichen, sondern 
sie werden insbesondere auch die Aufbau- und Ablauforganisation des Staates refor-
mieren wollen (Müller, 2016, p. 56). Beide Vorhaben betreffen die öffentliche Verwal-
tung. Im ersten Fall werden populistische Regierungen Wege finden müssen, ihre Ent-
scheidungen umzusetzen. Dies kann unter Nutzung oder Umgehung der etablierten Bü-
rokratie geschehen; jedenfalls bedarf es einer Bestimmung des Verhältnisses zwischen 
(neuer) populistischer Regierung und (alter) öffentlicher Verwaltung. Im zweiten Fall 
wird die öffentliche Verwaltung dann selbst zum Gegenstand populistischer Neuord-
nungen. Um die eigene Macht langfristig abzusichern, ist der Auf- und Ausbau eines 
„verlässlichen“ Staatsapparates geboten. Diese zweite Dimension ist Gegenstand dieses 
Beitrags.  

Der Begriff Verwaltungspolitik rekurriert dabei absichtsvoll auf die Arbeiten von 
Carl Böhret und Werner Jann (Jann, 2001; Böhret & Siedentopf, 1983) und meint „den 
Versuch durch intentionale Modifikationen der Strukturen des öffentlichen Sektors 
(Personal, Organisation, Verfahren) Verwaltungshandeln und damit im Endergebnis 
andere Politikinhalte und deren Wirkungen und Ergebnisse zu verändern“ (Bogumil & 
Jann, 2015, S. 252). Es handelt sich bei populistischer Verwaltungspolitik also um eine 
indirekte Form der politischen Steuerung, die als Institutionenpolitik bezeichnet wer-
den kann. Sie ist konkreten Verwaltungsreformen über- und vorgelagert und leitet die-
se paradigmatisch an. In diesem Sinne ist populistische Verwaltungspolitik politisch 
hochbrisant, insbesondere mit Blick auf illiberale Bewegungen, die, wie Recep Tayyip 
Erdoğan es einmal formuliert hat, die Demokratie nutzen wollen wie eine Straßenbahn 
– und aussteigen, wenn das Ziel der Machtübernahme erreicht ist (Focus Online, 2016). 
Aber zunächst brauchen auch „Anti-Establishment“-Bewegungen das bürokratische 
Knowhow für die Konsolidierung ihrer „Herrschaft im Alltag“. Ihre Verwaltungspoli-
tik determiniert die Durchsetzungschancen einer auf radikale Veränderung abzielenden 
politischen Ideologie. In anderen Worten: Keine Systemtransformation ohne bürokrati-
sche Fundierung. Der Verwaltungspolitik – auch als ein Frühindikator für die Anfänge 
illiberaler Transformationen – sollte daher mit dem Blick auf populistische Regierun-
gen besondere Aufmerksamkeit zuteilwerden. 
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Da die Debatte über populistische Verwaltungspolitik noch am Anfang steht, sind 
zunächst die verwendeten Schlüsselbegriffe ins Verhältnis zu setzen. Der folgende Ab-
schnitt zeigt, dass die öffentliche Verwaltung in liberaldemokratischen Systemen selbst 
zum integralen Bestandteil der demokratischen Ordnung geworden ist. Deshalb muss 
sie in ihrer pluralistischen Ausprägung ein Dorn im Auge der Populisten sein, die eine 
ungefilterte Umsetzung des „Volkswillens“ propagieren. Auf welche Strategien popu-
listischer Verwaltungstransformation dabei zurückgegriffen wird, zeigt der dritte Ab-
schnitt. Dort werden zunächst empirische Muster bürokratischer Transformation aus dem 
Abgleiten junger europäischer Demokratien in den Faschismus zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts als Vergleichsmaßstab kompiliert. Ferner werden ideologische Unterschiede 
in den populistischen Staatsphilosophien und institutionelle Unterschiede in den Ver-
waltungssystemen ‒ notwendigerweise stark vereinfacht ‒ miteinander in Beziehung 
gesetzt. Dieses Vorgehen erlaubt, unterschiedliche Ausprägungen populistischer Ver-
waltungspolitik in bestimmten Konfigurationen als fundierte Erwartungen sichtbar zu 
machen. Der vierte Abschnitt zeigt schließlich, dass sich die abgeleiteten Strategie- und 
Zielerwartungen real beobachten lassen. Skizzen der Verwaltungspolitik von Viktor 
Orbán in Ungarn, Alberto Fujimori in Peru, Christoph Blocher in der Schweiz und Do-
nald Trump in den USA plausibilisieren damit nicht nur den vorgeschlagenen analyti-
schen Rahmen, sondern zeigen auch, dass die hier entwickelte Konzeption populisti-
scher Verwaltungspolitik als Teil demokratischer Regressionsprozesse hochaktuell ist. 
Sie entfaltet ihr demokratiegefährdendes Potenzial gerade durch ihre dauerhafte Wir-
kung auf die operative Machtinfrastruktur des eroberten Regierungsapparates. Die Bri-
sanz populistischer Verwaltungspolitik in ihren demokratiegefährdenden Ausprägun-
gen sichtbar zu machen, ist das zentrale Anliegen der folgenden Ausführungen.  

2 Kontext: Demokratie, Populismus und öffentliche 
Verwaltung 

Die These, dass sich die Demokratie auf dem Rückzug befinde, ist gegenwärtig in aller 
Munde (etwa Geiselberger, 2017). Ein Schwerpunkt der Debatte wird unter dem Be-
griff der demokratischen Regression oder des democratic backsliding geführt. Gemeint 
ist damit der sukzessive Abbau liberaldemokratischer Errungenschaften, wie etwa die 
horizontale Gewaltenteilung, die Freiheit der Medien und das Recht auf Opposition, 
bei gleichzeitiger Ausweitung exekutiver Machtmittel (Bermeo, 2016; Coppedge, 
2017). Der Begriff democratic backsliding ist allerdings umstritten. Unter anderem 
wird seine Ungenauigkeit, seine implizierte Tendenz zum Automatismus, die kontin-
gente Setzung eines Anfangspunktes in konsolidierten demokratischen Systemen sowie 
die mangelhafte Operationalisierung kritisiert (Mechkova, Lührmann & Lindberg, 
2017). Gleichwohl lassen sich gegenwärtig Anzeichen einer „dritten Welle der Auto-
kratisierung“ ausmachen, die die Relevanz der Erfassung inkrementellen Abbaus de-
mokratischer Standards weiter erhöht (Lührmann & Lindberg, 2019). Ein absoluter 
Niedergang der liberalen Demokratie lässt sich zwar nicht belegen. Doch relativ be-
trachtet geraten demokratische Systeme vielerorts unter Druck; und angesichts anhal-
tender Wahlerfolge autoritärer beziehungsweise populistischer Politikerinnen und Poli-
tiker weltweit ist eine Verstetigung dieses Trends wahrscheinlich. Democratic backsli-
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ding ist also ein reelles Phänomen, und gerade weil dessen Konzeptualisierung, Opera-
tionalisierung und Messung noch verfeinert werden müssen, erscheint in diesem Kon-
text eine Bezugnahme auf die öffentliche Verwaltung der Länder, die demokratisch zu-
rückfallen, vielversprechend. Denn möglicherweise erschließt der Fokus auf die Ver-
waltung bislang unbeachtet gebliebene Dimensionen, in denen backsliding empirisch 
erfassbar gemacht werden könnte.  

Damit soll nicht suggeriert werden, dass Populismus immer Regression bedeutet. 
Die Politikwissenschaft hat diesbezüglich nuancierte Erkenntnisse zum Verhältnis von 
Demokratie und Populismus geliefert (Mudde & Rovira Kaltwasser, 2017, Kapitel 5; 
Hawkins, Read & Teun, 2017; Kriesi, 2014; Manow, 2018). In stärker geschlossenen 
Systemen können populistische Bewegungen durchaus demokratiefördernd wirken, in-
dem sie die Beteiligungschance diskriminierter Gruppen erhöhen. Bei aller Ambiva-
lenz stellt Populismus aber in seiner Konsequenz eine Gefahr für die liberale Demokra-
tie dar. Zwar ist der Populismus eine „dünne Ideologie“, die mit unterschiedlichen To-
poi – Nation, Rasse, Klasse etc. – aufgeladen werden kann; doch es wohnt ihm stets ei-
ne drastische Dualität von Volk und Elite inne, die mit der auf Kompromiss ausgerich-
teten, pluralistischen Konzeption existierender liberaler Demokratien unvereinbar ist 
(Müller, 2016; Norris, 2017; Norris & Inglehart, 2019). 

So argumentierte schon Robert Dahl (1978, S. 191), dass ein erhebliches Ausmaß 
an Pluralismus eine notwendige Bedingung, eine unverzichtbare Eigenschaft und eine 
Konsequenz demokratischer Regime sei. Ähnlich äußerte sich zuvor bereits Ernst Fra-
enkel (1973), dessen neopluralistische Demokratietheorie die Möglichkeit eines vorher 
bestimmbaren Gemeinwohls ausschloss. Dieses müsse stattdessen das Ergebnis eines 
Interessenausgleichs sein. Hierfür bedürfe es eines „nicht-kontroversen“ Sektors, der 
den Konfliktaustrag reguliere. Damit meinte Fraenkel, dass „die Spielregeln des politi-
schen Wettbewerbs mit Fairneß gehandhabt werden, […] die Rechtsnormen, die den 
politischen Willensbildungsprozeß regeln, unverbrüchlich eingehalten werden, […] 
und die Grundprinzipien gesitteten menschlichen Zusammenlebens uneingeschränkt 
respektiert werden“ (Fraenkel, 1973, S. 275). Dieser „nicht-kontroverse“ Sektor bildet 
damit einen Grundpfeiler der heutigen liberalen Demokratie. Demokratietheoretisch 
problematisch ist der Populismus somit nicht wegen einzelner politischer Forderungen, 
wie drastisch diese auch sein mögen, sondern weil er mit Verweis auf ein vermeintlich 
homogenes Volk diesen zu schützenden Kern ablehnt.  

Damit ist der Grundkonflikt zwischen Populismus und Demokratie benannt. Die 
Gefahren, die der liberalen Demokratie aus populistischer Machteroberung erwachsen, 
erstrecken sich dabei auch auf die Verwaltung und insbesondere auf den populistischen 
Steuerungsanspruch gegenüber dem bürokratischen Apparat. Dieser Fokus mag auf 
den ersten Blick überraschen und die dahinterstehende Verwaltungskonzeption bedarf 
einer Erläuterung. 

Nach Woodrow Wilson, einem Gründungsvater der Verwaltungswissenschaft, soll 
staatliche Verwaltung primär Expertise und Effizienz sicherstellen ‒ unter dem Primat 
der gewählten Politik. Die Suche nach Gesetzmäßigkeiten optimaler Verwaltungsdes-
igns und der delegationstheoretischen Sicherstellung der politischen Kontrolle über die 
Verwaltung stehen damit im Mittelpunkt. Einer solchen „mechanistisch-instrumentel-
len“ Sicht auf die Verwaltung, kann eine „organisch-institutionelle“ gegenübergestellt 
werden. Aus dieser Perspektive bildet die öffentliche Verwaltung selbst einen Kern 
moderner Regierung. Denker wie Dwight Waldo (1952, p. 87) forderten dementspre-
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chend eine Theorie der Demokratie, die eben auch eine demokratische Konzeption der 
Verwaltung umfasst. Vielleicht weil Max Weber (1921, S. 546) eine „unmittelbar de-
mokratische Verwaltung, überall, wo sie besteht“, für „labil“ hielt, dominierte in der 
deutschen Debatte allerdings lange die instrumentell-mechanistische Konzeption der 
Verwaltung. Noch heute werden die angeblichen Gegensätze zwischen den Wertzu-
schreibungen für „Demokratie“ und „Verwaltung“ eher pointiert zugespitzt als theore-
tisch reflektiert.  

Dabei eröffnet das Verhältnis Demokratietheorie und Verwaltung ein weites Feld.1 
Die öffentliche Verwaltung in einer Demokratie eben nicht mehr als reines Instrument 
zu begreifen, sondern selbst als Institution einer demokratischen Regierung, erscheint 
aber mehr als nur eine legitime Wahl eines normativen Standpunktes. Auch empirisch 
spricht vieles für diese Sichtweise. Moderne öffentliche Verwaltungen sind hochkom-
plexe Organisationen, eingebettet in ein vielfältiges politisch-institutionelles Umfeld. 
Sie beteiligen sich am gesellschaftlichen Interessenausgleich (Lehmbruch, 1991), der 
inhaltlichen Vorbereitung von Gesetzen (Rosenbloom, 2002) sowie deren Umsetzung 
in Verwaltungsnetzwerken (Benz, 1994), Ko-Produktionsverhältnissen mit privaten 
Akteurinnen und Akteuren (Bovaird, 2007) oder komplett eigenständig (Lipsky, 2010). 
Gleichzeitig ist auch die gesellschaftliche Öffnung der Verwaltung als Organisation 
vorangeschritten. Repräsentativere Personalpolitik, mehr Beteiligungsmöglichkeiten 
für Bürgerinnen und Bürger, verschärfte Transparenzgesetzgebung sowie die Auswei-
tung parlamentarischer Kontrolle haben die öffentliche Verwaltung immer stärker de-
mokratisiert. Der Kern einer Demokratie mag woanders verortet werden ‒ in freien Wah-
len, einem funktionierenden Rechtssystem und offenem Diskurs ‒ aber auch die öffent-
liche Verwaltung ist mittlerweile zweifelsohne ein wichtiger Teil liberal-demokratischer 
Ordnungen.  

Damit wird auch das potenzielle Spannungsverhältnis zwischen demokratischer 
Verwaltung und populistischer Regierung deutlich. Wenn eine populistische Regierung 
der propagierten Stimme des „Volks“ zu ungefilterter Geltung verhelfen möchte, kön-
nen ihre Bemühungen nicht in der politischen Arena enden. Sie muss vielmehr auch 
die demokratisch-pluralistische Verwaltung in den Blick nehmen. Im „Erfolgsfall“ 
führt das zu einer weiteren Verschärfung demokratischer Regression. Vor diesem Hin-
tergrund stellt sich die Frage, wie populistische Verwaltungspolitik konkret aussehen 
könnte. 

3 Populistische Verwaltungspolitik  

Der Begriff Verwaltungspolitik, wie oben ausgeführt, umschreibt eine Institutionenpo-
litik, die eine bestimmte Transformation des bürokratischen Staatsapparates zum Ziel 
hat. Es handelt sich also um eine indirekte Form der Steuerung, die konkrete Verwal-
tungsreformen paradigmatisch anleitet (Christensen & Lægreid, 2003; Böhret & Sie-
dentopf, 1983; Jann, 2001). Gemäß ihrer eigenen Ideologie, wie im vorigen Abschnitt 
dargelegt, muss eine populistische Verwaltungspolitik anstreben, die demokratisch-
pluralistische Verwaltung zu einem effektiven Instrument monistischer Führung umzu-
gestalten.  

Das unterscheidet sie von der Verwaltungspolitik nicht-populistischer Parteien, die 
zwar ebenfalls eigene ideologische Schwerpunkte setzen, dabei aber stets den „nicht-
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kontroversen“ Sektor, um mit Fraenkel zu sprechen, verschonen. Wenn beispielsweise 
eine Regierung nach ihrer Amtsübernahme einen Großteil der politischen Beamten 
austauscht, um größeren Einfluss auf die Verwaltung zu erhalten, ist das ein allgemein 
akzeptierter, weil nach der nächsten Regierungsbildung reversibler, Schritt. Wenn sie 
diese Möglichkeit für folgende Regierungen allerdings gleichzeitig zunichtemachen 
will, greift sie in den „nicht-kontroversen“ Sektor ein. Populistische Verwaltungspoli-
tik muss demnach keineswegs illegal sein; sie kann im Ausreizen legaler Möglichkei-
ten liegen. Auch das kann letztendlich zu demokratischer Regression führen. In ihrer 
Abhandlung, wie Demokratien sterben, argumentieren Steven Levitsky und Daniel 
Ziblatt (2018, p. 106), dass die Stabilität demokratischer Regime auch darin liegt, dass 
gewählte Regierungen ihre Rechte aus Zurückhaltung und Respekt gegenüber anderen 
Akteurinnen und Akteuren nicht vollumfänglich ausschöpfen. 

Einfache Zuschreibungen verbieten sich allerdings. Denn auch Regierungen, die 
sich ansonsten zu Pluralismus bekennen, sind kaum davor gefeit, in der Verwaltungs-
politik zuweilen populistische Töne anzuschlagen. Inwiefern sie diese aber auch um-
setzen, bleibt stets zu prüfen. Die Verwaltungsreformen unter Margaret Thatcher und 
Ronald Reagan sind in dieser Hinsicht instruktiv. Diese Reformen wurden mit einer 
klaren Stoßrichtung des Staatsrückbaus im Rahmen eines simplifizierenden Diskurses 
ins Werk gesetzt ‒ die Nähe zu rechtspopulistischen Positionen von heute ist also 
durchaus gegeben. Der Primat einer demokratisch-repräsentativen Steuerung der Ver-
waltung blieb von diesen Auseinandersetzungen aber unberührt ‒ und das Fraen-
kel’sche Tabu des „nicht-kontroversen“ Sektors respektiert (Savoie, 1994). Diese 
wohlverstandene Selbstbeschränkung ist bei der populistischen Verwaltungspolitik 
verschwunden.2 Im Gegenteil zielt sie auf den pluralistischen Kern der liberalen De-
mokratie im Bereich der öffentlichen Verwaltung. Das ist die logische Konsequenz po-
pulistischer Ideologie; doch wie können wir diese empirisch greifbar machen? 

3.1 Transformationsstrategien populistischer Verwaltungspolitik 

Da es bislang keine Theorie populistischer Verwaltungspolitik gibt, erscheint es rat-
sam, bei der Entwicklung eines Untersuchungsrahmens induktiv vorzugehen. Die jün-
gere Geschichte bietet einige Beispiele, wie autoritäre Bewegungen, einmal an die 
Macht gelangt, ihre Staats- und Verwaltungsapparate umbauen. Insbesondere ein Blick 
auf das Abrutschen junger europäischer Demokratien in den Faschismus zu Beginn des 
20. Jahrhunderts drängt sich hier auf. Die Populistinnen und Populisten dieser Tage un-
terscheiden sich zwar in vielerlei Hinsicht vom Faschismus des letzten Jahrhunderts, 
und die heutigen Demokratien wirken überdies gefestigter. Weil aber beide Bewegun-
gen einen inhaltlichen Kern haben, der den politischen Pluralismus ablehnt, bietet ein 
Rückblick auf die Anfänge des Faschismus auch Anhaltspunkte für populistische Ver-
waltungspolitik. Mit Blick auf die staatliche Bürokratie lassen sich in den Fällen 
Deutschlands, Österreichs, Portugals und Italiens gewisse Muster finden. Diese zielen 
auf eine Entpluralisierung der öffentlichen Verwaltung in klassischen Analysekatego-
rien der Verwaltungsforschung, nämlich Strukturen, Ressourcen, Personal, Normen 
und externe Kontrolle (Chandler, 2000; Heady, 2001). 

So zeigt sich erstens, dass die autoritären Regierungen die administrativen Struktu-
ren ihres Landes weitgehend zentralisierten. Eine verbreitete Maßnahme war die Be-
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schneidung bürokratischer Autonomie in horizontalen und vertikalen Beziehungen 
(Branco, 2016, S. 88; Madureira, 2007, pp. 89, 95; Schmitter, 1975, p. 25; Bach & 
Breuer, 2010, S. 314). Weil selbst diese Regierungen ihre Verwaltungsapparate jedoch 
nicht sofort von Grund auf erneuern konnten, mussten sie Umwege nehmen. So konn-
ten sie widerspenstige Verwaltungen beispielsweise durch die Schaffung neuer Einhei-
ten direkt oder durch interne Umstrukturierungen indirekt schwächen. Somit konnte die 
Rolle jener Verwaltungseinheiten gestärkt werden, die der neuen Führung ideologisch 
nahestanden (Reichardt & Seibel, 2011, S. 19; Madureira, 2007, p. 95; Strobel & Veit, 
2020). Zweitens verteilten die autoritären Führungen verwaltungsinterne Ressourcen 
neu. Ohne formale Kompetenzverteilungen zu berühren, brachte die Umverteilung von 
Personal und Geldern eine faktische Machtverschiebung zugunsten loyaler Einheiten in 
der Verwaltung. Während Strukturveränderungen bisweilen hohen Zustimmungsbe-
dürfnissen unterlagen, konnte diese Steuerung durch Ressourcen größtenteils durch die 
politische Führung allein realisiert werden.  

Drittens strebten die neuen Regierungen eine Beeinflussung des Verwaltungsper-
sonals an. Diese bestand vornehmlich im Austausch weiter Teile der Beamtenschaft, 
die sich zu regelrechten Säuberungen steigern konnten (Bracher, Schulz & Sauer, 1962, 
S. 241; Caplan, 1989, p. 145; Bach, 1990, S. 144; Cole, 1938; Tálos & Manoschek, 
2005; Costa Pinto, 2004, p. 107; Madureira, 2007). Daran schloss sich in der Regel die 
Einsetzung loyaler Gefolgschaft in die Schlüsselpositionen der Verwaltung an, um ihre 
wachsende Exekutivmacht auch administrativ zu untermauern (Caplan, 1989, pp. 
131 ff.; Costa Pinto, 2004, p. 107). Diese Bemühungen gingen insofern über die gängi-
ge Personalpolitik nach Regierungswechseln hinaus, als gleichzeitig auch Rekrutie-
rungs- und Beförderungsverfahren geändert wurden, um die Loyalität des Personalkör-
pers langfristig zu sichern.  

Die autoritären Regierungen nahmen viertens die herrschenden bürokratischen 
Normen ins Visier. Sie versuchten eine Verwaltungskultur zu etablieren, in der Kritik 
und Widerspruch als Ungehorsam galten (Bracher, Schulz & Sauer, 1962, S. 214; Ca-
plan, 1989, pp. 154-165; Reichardt & Seibel, 2011, S. 19; Madureira, 2007, p. 80). Die 
Beamten wurden außerdem zur unbedingten Loyalität gegenüber den neuen Führungen 
verpflichtet, nicht gegenüber den staatlichen Institutionen, und auch nicht gegenüber 
einer wie auch immer gearteten bürokratischen Neutralität (Reichardt & Seibel, 2011, 
S. 9; Bach & Breuer, 2010, S. 331). Fünftens manifestierte sich die entpluralisierende 
Verwaltungspolitik dieser autoritären Regime in der größtmöglichen Umgehung legis-
lativer und damit machtteilender Prozesse. Ähnlich der Steuerung durch Ressourcen 
versuchten sie an potenziell widerspenstigen politischen Institutionen vorbei zu regie-
ren, vornehmlich durch den Erlass exekutiver Dekrete (Bracher, Schulz & Sauer, 1962, 
S. 91; Bach & Breuer, 2010, S. 319; Tálos & Manoschek, 2005, S. 139). Dadurch ver-
ringerten sich Mitwirkungs- und Kontrollmöglichkeiten, was gleichzeitig eine er-
wünschte Abschottung der Verwaltung nach außen nach sich zog.  

Diese fünf identifizierten Strategien mögen auf den ersten Blick harmlos klingen. 
Die Zentralisierung administrativer Strukturen, die Steuerung der Verwaltung durch 
Ressourcen, die Politisierung des Personals, das Aufweichen bürokratischer Normen 
und die Immunisierung der Verwaltung gegenüber äußeren Einflüssen finden sich in 
vielen, wenn auch ideologisch verschiedenartigen, Handbüchern und Programmen zur 
Verwaltungsreform. Der Unterscheid liegt damit weniger in der Stoßrichtung, denn in 
der Tiefe und Breite der angestrebten Transformation. Es ging diesen autoritären Re-
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gierungen nicht um eine relative Stärkung zentraler Führungskapazitäten, sondern um 
die Ausschaltung jedweder verwaltungsinterner Opposition. Sie wollten ihre politi-
schen Agenden nicht nur mit administrativen Ressourcen untermauern, sondern alle 
entgegenstehenden Programme faktisch trockenlegen. Der Personalkörper sollte nicht 
durch formale Politisierung zur Mitarbeit bewegt werden, sondern auf blinde Gefolg-
schaft getrimmt werden. Es ging diesen Regierungen nicht um eine Aufweichung von 
Neutralitätsnormen, wie es beispielsweise auch repräsentative Personalpolitik anstrebt, 
sondern um deren Abschaffung. Und schließlich sollte die Umgehung legislativer Pro-
zesse und anderer Institutionen keine kurzfristige Ausnahme, sondern die Regel autori-
tären Regierens werden. 

Monistisch-autoritäre und demokratisch-pluralistische Verwaltungspolitik sollten 
damit konzeptionell keine Dichotomie darstellen, sondern Pole eines Kontinuums. 
Gleichzeitig muss stets der politische und institutionelle Kontext berücksichtigt wer-
den, denn jede Verwaltung ist in ein politisches System eingebettet, das mehr oder we-
niger demokratisch sein kann (Merkel, 2004). So sind beispielsweise Zentralisierungs-
bestrebungen innerhalb einer Verwaltung in einem System robuster horizontaler und 
vertikaler Gewaltenteilung anders zu bewerten als in Fällen, in denen bereits eine star-
ke Machtkonzentration vorliegt. Somit kann die Feststellung populistischer Verwal-
tungspolitik nur Ergebnis empirischer Kleinarbeit sein. Hier gilt es, dafür eine konzep-
tionelle Grundlage zu liefern. Die fünf Transformationsstrategien bilden den Kern ei-
nes entsprechenden analytischen Rahmens. Die Nutzung dieser Strategien dürfte je-
doch ferner vom Ziel der Regierung abhängen.  

3.2 Ziele populistischer Verwaltungspolitik  

Der Populismus wird – wie oben geschildert – als eine dünne Ideologie angesehen, die 
ein homogenes Volk gegen eine abgehobene und korrupte Elite in Stellung bringt. Auf 
Basis dieser Logik existieren denn auch ganz unterschiedliche Populismen. Diese vari-
ieren einerseits in ihrer Form (Person, Partei oder Bewegung), ihrer Reichweite (lokal, 
regional, national, transnational) und ihren Aktionsmodi (innerhalb oder außerhalb be-
stehender Strukturen). Darüber hinaus bestehen aber auch erhebliche Differenzen in 
den populistischen Ideologien selbst. Gegen was oder wen das Volk in Stellung ge-
bracht wird, ist bisweilen eine sehr individuelle Mischung von ethnischen, kulturellen, 
ökonomischen und sozialen Belangen (Mudde & Rovira Kaltwasser, 2017; Müller, 
2016). Die häufige Kombination aus immigrationsfeindlichen und ökonomisch chauvi-
nistischen Einstellungen ist zwar in Westeuropa weit verbreitet, aber keineswegs die 
einzige Variante.  

Uneinigkeit besteht über die populistische Politik mit Blick auf das, was den Kern 
dieses Beitrags betrifft: Den Staat und die öffentliche Verwaltung. So gibt es Populis-
men, die den Staat als grundsätzlich positiv ansehen, während andere ihn bekämpfen. 
Letzteren geht es nicht nur um die Vertreibung alter Eliten, sondern den Abbau staatli-
cher Strukturen insgesamt; erstere streben hingegen lediglich Reformen des Status Quo 
an. Auch hier stellen die positiven wie negativen Staatsbilder die Pole eines Kontinu-
ums dar; in der Empirie werden sich die meisten Fälle dazwischen wiederfinden. Nun 
agieren populistische Regierungen jedoch nicht in einem luftleeren Raum, sondern tref-
fen bei ihrer Amtsübernahme auf eine etablierte administrative Ordnung, an deren Be-



438 Michael W. Bauer, Stefan Becker 

schaffenheit sie auch ihre Verwaltungspolitik auszurichten haben. Diese Ordnungen 
können robust oder fragil sein, wiederum mit Schattierungen dazwischen.  

In Kombination ergeben sich aus Staatsbildern und Beschaffenheit der administra-
tiven Ordnung vier mittelfristige Ziele populistischer Verwaltungspolitik (siehe Tabelle 
1). Wenn ein Populismus mit positivem Staatsbild auf eine fragile administrative Ord-
nung trifft, wird er diese zu kapern versuchen. Falls sich diese jedoch robust zeigt, wird 
er zunächst mit inkrementellen Reformen Vorlieb nehmen müssen. Wenn dahingegen 
ein Populismus mit negativem Staatsbild auf eine fragile Ordnung trifft, wird er nach 
deren Abwicklung streben. Zeigt sich diese jedoch robust, wird er deren Aktivitäten 
zunächst zu sabotieren versuchen.  
 
Tabelle 1: Ziele populistischer Verwaltungspolitik 
  Administrative Ordnung                                          
  Fragil Robust 

Staatsbild  
Positiv Kaperung Reform 
Negativ Abwicklung Sabotage 

Quelle: Eigene Darstellung. 
 
Es ist offensichtlich, dass es sich bei diesem Schema um eine erste Annäherung han-
delt. So steht außer Frage, dass zwischen den beiden Faktoren, dem populistischen 
Staatsbild und der administrativen Ordnung, eine ganze Reihe weiterer relevanter Grö-
ßen wirken. Was hier als administrative Ordnung zusammengefasst ist, bedarf also der 
weiteren Ausführung. So ist plausibel, dass in konkreten Fällen die parlamentarischen 
Mehrheitsverhältnisse (ob eine populistische Partei eine verfassungsändernde Zweidrit-
telmehrheit hat oder nicht), Verwaltungstraditionen (oder je nach Fokus Verwaltungs-
stile oder Verwaltungskulturen) und andere Variablen der vergleichenden politischen 
Systemforschung eine wesentliche Rolle spielen werden. Damit ist naheliegend, vor-
handene Typologien für die Entschlüsselung empirischer Fälle fruchtbar zu machen 
(Dyson, 2010; Howlett, 2003; Painter & Peters, 2010; Kuhlmann & Wollmann, 2013). 
Hinzu kommt, dass die Reaktionen der Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter 
selbst wesentlichen Anteil daran haben werden, wie umfassend populistische Regie-
rungen ihre Verwaltungspolitik umsetzen können (O’Leary, 2013; 2017; Brehm & Ga-
tes, 1999). Damit deutet sich eine Forschungsagenda an, die weit über den konzeptio-
nellen Kern dieses Beitrags hinausweist.3 Entscheidend ‒ und ermutigend ‒ ist aller-
dings, dass die hier angestellten Überlegungen zu populistischer Verwaltungspolitik 
prinzipiell an die genannten Forschungsstränge der vergleichenden Verwaltungswis-
senschaft anschlussfähig sind.  

Somit sind, in gebührender Abstraktion, Ziele und Strategien populistischer Ver-
waltungspolitik benannt. Dass diese auch Entsprechungen in der Praxis finden, der 
aufgeworfene analytische Rahmen also für empirische Untersuchungen nützlich sein 
kann, zeigt der nächste Abschnitt. Vor allem wird durch die Fallbeispiele jedoch deut-
lich, dass populistische Verwaltungspolitik eine ernstzunehmende Gefahr für die libe-
rale Demokratie darstellt.  
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4 Populistische Verwaltungspolitik in der Praxis 

Im Folgenden illustrieren vier empirische Skizzen, wie populistische Regierungen ver-
suchen, mithilfe entpluralisierender Verwaltungsreformen die Staatsbürokratie zu ka-
pern, abzuwickeln, zu reformieren oder zu sabotieren. Die Auswahl der Skizzen folgt 
pragmatischen Erwägungen; sie sollen typische Beispiele dieser Szenarien sein. Wenn 
möglich, wurde aktuellen Beispielen Vorrang gegeben. Bedeutender aber war, dass es 
sich um populistische Verwaltungspolitik im hier diskutierten Sinne handelt. Somit sol-
len die Beispiele Orbáns in Ungarn, Fujimoris in Peru, Blochers in der Schweiz sowie 
Trumps in den USA den aufgeworfenen analytischen Rahmen validieren und gleichzei-
tig die Relevanz populistischer Verwaltungspolitik unterstreichen.4  

4.1 Kaperung: Orbán in Ungarn 

Seit Viktor Orbán und seine Fidesz-Partei im Jahr 2010 zum zweiten Mal an die Macht 
gekommen sind, gilt Ungarn als Musterfall liberaldemokratischer Regression. Das er-
streckt sich auch auf den Verwaltungsbereich. Neben der Schwächung politischer Insti-
tutionen (Puddington, 2017) widmete sich Orbáns Regierung nämlich auch dem Um-
bau des Staatsapparates. Dort traf ihre staatsfreundliche Ideologie auf eine fragile ad-
ministrative Ordnung. Orbáns Populismus ist völkisch aufgeladen, auf eine „christlich-
nationale“ Kultur ausgerichtet. Diese soll durch den Staat „organisiert, geschützt und 
gefördert“ werden (Tóth, 2014, p. 1). Gleichzeitig war die ungarische Verwaltung zu 
diesem Zeitpunkt noch fragil: Eingebettet in ein vergleichsweise junges politisches 
System und eine politische Kultur mit bedingter Akzeptanz pluralistischer Werte (Bay-
er, 2013). Die Verwaltung selbst befand sich nach zögerlichen und wenig effektiven 
Reformen während der Transitionsphase in einem unproduktiven Schwebezustand 
(Kovacs & Hajnal, 2017, p. 80). Somit konnte Orbán seine Verwaltungspolitik ohne 
großen Widerstand umsetzen (Müller, 2016, p. 44). 

Seine Verwaltungspolitik bediente sich der gesamten Bandbreite entpluralisieren-
der Maßnahmen.5 Ein wichtiger Bestandteil war die Konzentrierung administrativer 
Macht in den Händen der Zentralregierung. In vertikaler Hinsicht war hierfür die 
Schaffung von neuen Regionalbüros verantwortlich, die mit Beauftragten der Zentral-
regierung besetzt wurden und Aufgaben von lokalen Behörden übernahmen. Diese ver-
tikalen Strukturreformen begleitete eine Neuverteilung von Ressourcen, bei der die 
Mittel der lokalen Ebene um 80 Prozent gekürzt wurden. Die horizontale Zentralisie-
rung bestand in der Zusammenlegung von Ministerien, die fortan stärker unter der 
Kontrolle des Ministerpräsidenten standen. Orbán sicherte sich dabei auch die Mög-
lichkeiten, exekutive Dekrete ohne vorherige Absprache mit den entsprechenden Mi-
nistern erlassen zu dürfen. Schließlich schuf die Regierung einen zusätzlichen Typ von 
Regulierungsbehörden, der statt parlamentarischer Mehrheit lediglich eines Dekrets 
bedurfte.  

In der Personalpolitik verabschiedete das ungarische Parlament schon im Jahr 2010 
ein Gesetz, das die Abberufung von Beamtinnen und Beamten ohne weitere Begrün-
dung ermöglicht hätte. Zwar erklärte das Verfassungsgericht das Gesetz für verfas-
sungswidrig; sein Kern aber fand in anderen Initiativen erneuten Niederschlag. So 
wurde später die Loyalität gegenüber der Regierung zu einem offiziellen Faktor der in-
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ternen Leistungsermittlung, und die Überwachung der Bediensteten nahm zu. Gleich-
zeitig reizte die Regierung die formalen Politisierungsmöglichkeiten aus. Dadurch 
wuchs die Unsicherheit des Personals, was negative Auswirkungen auf die Effektivität 
und die Neutralität der Verwaltung hatte (auch Hajnal & Csengődi, 2014, p. 50). Auch 
im Außenverhältnis sah sich die ungarische Verwaltung unter Orbán drastischen Ver-
änderungen ausgesetzt. So wurde die Rolle der parlamentarischen Ombudsperson ge-
stutzt, während Foren der gesellschaftlichen Interessenvermittlung geschwächt oder 
gleich aufgelöst wurden.  

4.2 Abwicklung: Fujimori in Peru 

Ähnlich dem ungarischen Fall gilt Alberto Fujimoris Amtszeit als peruanischer Präsi-
dent (1990-2000) ebenfalls als Musterbeispiel erfolgreicher populistischer Regierungs-
führung; noch eindrucksvoller aber zeigt sie, wie sich daraus eine demokratische Re-
gression bis hin zu einem autoritären Regime entwickeln kann (Ellner, 2003; Weyland, 
2006). Hier gesellte sich zu der Schwächung politischer Institutionen die Abwicklung 
des bestehenden Staatsapparates. Fujimoris Ideologie entlehnte sich dem Washington 
Consensus: Perus ökonomische Missstände sollten durch Strukturanpassungsprogram-
me, d. h. Liberalisierung, Deregulierung und Privatisierung, behoben werden. Fujimo-
ris Interpretation ging jedoch weiter und prangerte in populistischer Weise ein politi-
sches Establishment an, das sich stets selbst reproduziere und seine Interessen gegen 
das Gemeinwohl durchsetze (Roberts, 1995, p. 98). Ihm ging es also um mehr als einen 
Elitenaustausch. Bei diesem Vorhaben stieß er auf wenig Gegenwehr. Die administra-
tive Ordnung Perus war zu diesem Zeitpunkt fragil, das demokratische Regime nach 
einem Jahrzehnt Existenz kaum gefestigt. Entsprechend war das politische System 
noch anfällig für autoritäre Führung. Gleichzeitig befand sich die Zivilgesellschaft in 
der Entwicklung begriffen, und das Parteiensystem war fragmentiert. Die damalige 
Wirtschaftskrise tat ihr Übriges, um Fujimoris Abwicklungsagenda Legitimation zu 
verleihen (Mauceri, 2006, pp. 42-45). 

Für dieses Ziel verfolgte seine Regierung ausgewählte Transformationsstrategien 
(Mauceri, 2006, pp. 49-57). Sie zentralisierte die Ministerialverwaltung durch die 
Gründung eines Präsidialministeriums, das für große Infrastrukturprojekte und Sozial-
programme zuständig war. Dadurch konzentrierten sich große Teile der Haushalts-
macht in den Händen des Präsidenten. Ferner setzte Fujimori den erst kurz zuvor ge-
leisteten Dezentralisierungsbemühungen ein jähes Ende, indem er regionale Institutio-
nen auflöste und Dependancen der Zentralregierung an ihre Stelle setzte. Schließlich 
wurden die Regulierungsbehörden umfassend reformiert; alles, was sich gegen Libera-
lisierung, Deregulierung und Privatisierung richten könnte, setzte Fujimoris Regierung 
formal oder faktisch außer Kraft. 

Auch der öffentliche Dienst erlebte enorme Veränderungen in Fujimoris Amtszeit. 
Die ersten Jahre brachten weitreichende Entlassungen. Zwar wurde in den Folgejahren 
wieder mehr Personal eingestellt, dieses aber hatte weniger Privilegien als zuvor 
(Echebarría & Cortázar, 2007, p. 137). Darüber hinaus installierte Fujimori zwei per-
sonelle Netzwerke in zentralen Funktionen des öffentlichen Dienstes. Eines war per-
sönlich, also aus Freunden und Familie bestehend; das andere war technokratisch ange-
legt, also vermeintliche Experten beinhaltend. Hierdurch sicherte sich Fujimori Zugriff 
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und Kontrolle über neuralgische Punkte der Verwaltung. In Kombination mit der 
Schwächung der Legislative und Judikative wurde die Verwaltung damit zu einem 
wichtigen Machtinstrument der populistischen Führung. 

4.3 Reform: Blocher in der Schweiz 

Wenn die Staatsbürokratie in eine robuste Ordnung eingebettet ist, gestaltet sich deren 
Kaperung oder Abwicklung schwierig. Populistische Regierungsmitglieder müssen ih-
re Ziele entsprechend anpassen. Für Staatsfreunde liegt die alternative Marschroute in 
der inkrementellen Reform der öffentlichen Verwaltung. So beispielsweise auch für 
Christoph Blocher während seiner Amtszeit als Bundesrat der Schweizerischen Volks-
partei (SVP) (2003-2007). Der historische SVP-Erfolg mit knapp 27% bei den National-
ratswahlen 2003 war stark mit der Person Blocher verbunden (Albertazzi & McDonnell, 
2016, pp. 52-53). Der Populismus der SVP besaß jedoch auch einen ideologischen 
Kern, der sich neben Skepsis gegenüber Immigration und internationaler Integration 
durch eine beißende Kritik am Establishment auszeichnete. Die SVP zeichnete dabei 
das Bild eines korruptionsanfälligen politisch-administrativen Systems, das gegen die 
Interessen des Volkes arbeite. Die SVP sprach sich gleichzeitig aber für stärkeres staat-
liches Engagement in den Feldern öffentliche Sicherheit, Infrastruktur und soziale Si-
cherung aus (SVP, 2003). Das entspricht zwar nicht jenem grundsätzlich positiven 
Staatsbild des ungarischen Beispiels, ist aber doch eher auf eine Nutzung der Bürokra-
tie denn auf deren Abwicklung ausgerichtet.  

Dieses Vorhaben war jedoch ein schwieriges. Dem Blocherschen Populismus stand 
eine robuste administrative Ordnung gegenüber. Auch wenn der Erfolg der SVP das 
Schweizer Parteiensystem durchwirbelte, waren die grundsätzlichen Eckpfeiler der 
Schweizer Konsensdemokratie weiterhin intakt. Die SVP war in der Regierung auch 
fortan nur ein Teil einer breiten Parteienkoalition. Hinzu kamen der Schweizer Födera-
lismus, die weitgreifende Machtverteilung, der Minderheitenschutz und die direkte 
Demokratie, die potenziellen Reformern grundsätzliche Grenzen setzte (Vatter, 2008).  

Im Ergebnis fielen Blochers Reformbemühungen in der öffentlichen Verwaltung 
denn auch bescheiden aus. Es half dabei nicht, dass der zweite SVP-Bundesrat dieser 
Amtsperiode kein Anhänger des Zürcher Flügels um Blocher war. So blieb diesem als 
wesentliches Betätigungsfeld die Binnenorganisation des ihm unterstehenden Eidgenös-
sischen Justiz- und Polizeidepartements (EJPD). Am Ende seiner Amtszeit sah er seine 
größten Erfolge in einer Reduzierung der Staatstätigkeit, insbesondere in seinem Ar-
beitsbereich. Hierfür schuf er nach eigenem Bekunden ein neues Bewusstsein für 
Staatsausgaben und -intervention. Bedeutend war für Blocher in diesem Zusammenhang 
auch, die eigene Belegschaft verkleinert zu haben. In der Summe gab aber auch er zu, 
dass die Ergebnisse seiner Verwaltungspolitik marginaler Natur waren (EJPD, 2007).    

4.4 Sabotage: Trump in den Vereinigten Staaten 

Als letztes Beispiel zeigt Donald Trumps bisherige Präsidentschaft, zu welchem Er-
gebnis das Aufeinandertreffen von staatsfeindlichem Populismus und robuster admi-
nistrativer Ordnung führen kann. Im Wahlkampf wiederholten sich Trumps Attacken 
gegen den administrativen Staat, und nach seiner Wahl versprach er, dass die Macht 
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nicht allein von einer Partei zur anderen gewechselt sei, sondern dass er sie dem US-
amerikanischen Volk zurückgeben werde (White House, 2017; Bauer, 2018). Nach ei-
nem Jahr im Amt war Trump besonders stolz darauf, mehr Regulierung als jede andere 
Regierung in ihrem ersten Jahr zurückgefahren zu haben (White House, 2018). Die 
Abwicklung der staatlichen Bürokratie musste er allerdings bald abschreiben. Die 
Handlungsfreiheit eines Fujimoris hatte Trump nämlich nicht. Im Gegenteil erwies sich 
die Einbettung der öffentlichen Verwaltung in die demokratisch-pluralistische Ordnung 
als sehr robust. Das zeigte sich nicht nur in der Verwaltung, als einige Spitzenfunktio-
näre ihre Ämter niederlegten und teils offen angaben, sich der politischen Führung wi-
dersetzt zu haben (New York Times, 2018). Vor allem hegte das politische Umfeld 
Trumps Agenda ein. Trotz seiner Attacken und Schikanen stand er weiter einer vielfäl-
tigen und wachen Medienlandschaft gegenüber. Ferner erwies sich der Kongress als 
renitenter Akteur, ebenso wie viele Gerichte. Statt sie abzuwickeln, versuchte Trump 
daher, die staatliche Bürokratie bestmöglich zu sabotieren.  

Hierfür wählte Trump mehrere Strategien aus dem entpluralisierenden Repertoire. 
Einen Schwerpunkt bildete die Personalpolitik. Es ist das Recht eines jeden US-
Präsidenten, circa 3.000 Führungspositionen in der Verwaltung zu besetzen (Lewis, 
2010, p. 3). Trump wählte jedoch eine besonders eigenwillige Strategie (Belton, Krutil-
la & Graham, 2017; Pierson, 2017). So vertraute er die Leitung zentraler Regulie-
rungsbehörden, wie etwa der Environmental Protection Agency und des Consumer Fi-
nancial Protection Bureau, ausgewiesenen Kritikerinnen und Kritikern der Institutio-
nen an. In anderen Fällen ließ er sein Nominierungsrecht lange bewusst ungenutzt, so-
dass die Behörden ohne formale Führung auskommen mussten, was häufig zu Lasten 
der Funktionsfähigkeit ging (Rein, 2017). Schließlich ließ sich Trump bei vielen ande-
ren Entscheidungen von nicht-fachlichen Kriterien leiten, sodass sich beispielsweise 
das Laufbahnpersonal im Department for Homeland Security nun mit Novizen im öf-
fentlichen Dienst auseinandersetzen musste (Reitmann, 2018). 

Außerdem versuchte Trump vielerorts, das Verwaltungspersonal gezielt zu verun-
sichern. Interne Umstrukturierungen, Versetzungen und die Geringschätzung vorheri-
ger Arbeit brachten dabei viele Beschäftigte bis zur Kündigung (Johnston, 2017). Wei-
tere Unsicherheit streuten die wiederholten abfälligen Äußerungen Trumps über den 
öffentlichen Dienst. In seiner ersten Rede zur Lage der Nation ermunterte er etwa den 
Kongress, die Entlassung von Bundesbediensteten zu erleichtern, die das öffentliche 
Vertrauen unterminieren oder das amerikanische Volk im Stich lassen würden (White 
House, 2018). Dieses Vorhaben scheiterte jedoch ebenso wie Trumps Absicht, die 
Verwaltung durch Ressourcensteuerung zu disziplinieren. Drastischen Haushaltskür-
zungen im Bereich der Umweltbehörde und des Außenministeriums stellte sich der 
Kongress ebenso entgegen wie Plänen zur Schließung etlicher kleinerer Behörden 
(Office of Management and Budget, 2017).  

5 Ausblick 

Die vier Skizzen geben einen ersten Einblick in empirische Ausformungen populisti-
scher Verwaltungspolitik. Sie bleiben notwendigerweise kursorisch, denn nur primär-
analytisches Vorgehen kann die Feinheiten der populistischen Ideologien und der ad-
ministrativen Ordnungen präziser freilegen. Dennoch belegen die gewonnenen Einbli-
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cke die Relevanz der Gefährdungen, die Demokratien durch populistische Verwal-
tungspolitik erwachsen. Zudem hat sich der analytische Rahmen vorerst bewährt; die 
entwickelten Strategien und Ziele konnten grundsätzlich nachgewiesen werden. Der 
entwickelte Ansatz erlaubt somit, populistische Verwaltungspolitik greif- und ver-
gleichbar zu machen. Damit ist eine Grundlage der Kategorisierung unterschiedlicher 
Ausprägungen populistischer Verwaltungspolitik gelegt, auf der sich weitere Hypothe-
sen entwickeln lassen.  

Dieser Beitrag hat hoffentlich gezeigt, dass populistische Verwaltungspolitik mehr 
systematische Aufmerksamkeit der relevanten sozialwissenschaftlichen Disziplinen 
verdient. Sie geht nämlich über gewöhnliche Formen der Verwaltungssteuerung und 
Politisierung weit hinaus, weil absichtsvoll die Grenzen zwischen politischem Primat 
und Verwaltungsautonomie in eine Richtung verschoben werden sollen, die mit demo-
kratisch-pluralistischen Standards moderner öffentlicher Verwaltung inkompatibel ist. 
Deswegen ist die Analyse populistischer Verwaltungspolitik, die Verwaltung auf ihren 
Instrumentencharakter reduzieren und den Nexus zwischen liberaler Demokratie und 
demokratischer Verwaltung zerstören will, so bedeutsam. 

Für Teile der Sozialwissenschaft ist damit allerdings ein Perspektivwechsel ver-
bunden. Wird die staatliche Bürokratie als integraler Bestandteil der Demokratie ver-
standen, treffen Konzepte einer zu disziplinierenden Verwaltungsmaschinerie nicht 
mehr den Kern. Gängige Modelle eines abweichungsanfälligen bürokratischen Agenten 
bedürfen der Ergänzung durch Ansätze, die politisch-administrativ-gesellschaftliche 
Beziehungen als Verhandlungs-, Kooperations- und Ausgleichsspiele konzipieren (sie-
he etwa Benz, 1994; Lehmbruch, 1991). Das heißt nicht, dass Aspekte wie Effektivität 
und Effizienz als Gestaltungskategorien obsolet sind, sondern vielmehr, dass administ-
rative Struktur- und Steuerungsdesigns auch auf ihre Resilienz gegenüber populisti-
schen oder autoritären Anfechtungen zu hinterfragen sind.  

Anmerkungen 
 

1 Für jüngere Versuche siehe Meier & O’Toole, 2006; Spicer, 2018. 
2 Siehe Levitsky & Ziblatt, 2018. Auch wenn es im Folgenden um populistische Verwaltungspolitik 

durch ebenso eingestufte Regierungen geht, darf mit abermaligem Verweis auf Dwight Waldo (1952) 
auch die Verwaltungspolitik der anderen Parteien langfristig nicht aus dem Blick geraten. Denn gerade 
in ruhigeren Zeiten bestehen Möglichkeiten, die Verwaltung gegen populistische Projekte abzusichern. 

3 Diese Agenda reicht im Grunde zurück auf Arbeiten von Frieder Naschold (1995), wie Reformen im 
öffentlichen Sektor erfolgreich umgesetzt werden können ‒ womit u. a. der Einfluss von historischen 
Traditionen, kulturellen Normen und politischer Mobilisierung durch Koalitionen zwischen administ-
rativen und politischen Eliten angesprochen sind.  

4 Weitere Informationen zu diesen Fällen finden sich in Bauer & Becker, 2020. 
5 Siehe für die folgenden Beispiele Hajnal, 2015; Kovacs & Hajnal, 2017. 
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